
können bei weiterer Reduzierung der Er-
werbsarbeitszeiten einen größeren Raum
einnehmen, die Lasten der Familienarbeit
können gerechter verteilt und der Eigen-
arbeit neue Chancen eröffnet werden.

Gleichzeitig treten durch die Krise der
herkömmlichen Wachstumsstrategie Ver-
teilungsfragen wieder in den Vordergrund.

Eine Gesellschaft der reifen Moderne wird
nur dann eine humane und demokratische
Gesellschaft sein können, wenn sie die
Arbeit und die Genussmöglichkeiten ge-
rechter verteilt, wenn sie beide Ziele, die
Befreiung von der Arbeit und die Be-
freiung der Arbeit verfolgt und die Räume
der Selbsttätigkeit für alle erweitert.
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Mehr als 1,5 Millionen aktive Soldaten
standen 1989 auf deutschem Boden, in den
Ausgangsstellungen des Dritten Weltkrie-
ges, konkret: 500.000 Angehörige der west-
deutschen Bundeswehr; 500.000 Briten,
Franzosen, Amerikaner, Kanadier, Belgier
und Holländer; 170.000 Mann von der
ostdeutschen Nationalen Volksarmee und
400.000 sowjetische Soldaten der West-
gruppe der Roten Armee in der DDR. Das
war hierzulande sozusagen das Bodenper-
sonal des 40-jährigen Kalten Krieges, der
sich in den Jahren danach in Wohlgefallen
auflöste: friedliche Revolution, Mauerfall,
freie Wahlen, Wiedervereinigung, Auflö-
sung des Warschauer Pakts – ein Epochen-
wechsel.

Heute tun im geeinten Deutschland
gut 300.000 Soldaten Dienst: 250.000 in
der Bundeswehr und etwa 50.000 Alliierte.
Von der »Friedensdividende«, die in den
Zeiten der alten Entspannungs- und Rüs-
tungskontrollpolitik so viel beschworen
wurde, redet heute niemand, aber es gibt
sie. In den 80er Jahren lag der Anteil der
Verteidigungsausgaben am Gesamthaus-

halt des Bundes bei 20 %, heute sind es we-
niger als zehn.

Entgegen ersten Erwartungen gibt es
auch nach dem Ende der bipolaren Welt
ernsthafte Sicherheitsgefahren. Unter dem
Spannungspanzer der alten Ost-West-Kon-
frontation brachen neue Konflikte auf: im
europäischen Vielvölkerstaat Jugoslawien,
im Verhältnis der islamischen Welt zum
Westen, in Form von Terrorismus, failed
states und Piraterie.

Das sind andere Risiken, weniger exis-
tenzielle als zu Zeiten des großen System-
konflikts. Aber eben weil nicht mehr der
Dritte Weltkrieg droht, kann die Welt heute
auch nicht mehr wegschauen, wo Hilfe nö-
tig wäre. Sie kann helfen. Die UNO ist viel

Hans-Peter Bartels

Guttenbergs gefährliche Strategie-Verweigerung
Zur geplanten Bundeswehrreform

Die Bundeswehr steht auf dem Prüfstand – zu Recht. Doch anstatt eine sinnvolle
»Transformation« fortzuschreiben, bestimmen »Spardiktat« und »Schulden-
bremse« die aktuelle Diskussion. Der eigentliche Daseinszweck der Streitkräfte
gerät angesichts rabiater Reformankündigungen aus dem Blick.

Hans-Peter Bartels

(*1961) MdB, ist Mitglied der SPD-
Grundwertekommission und Mitheraus-
geber der Zeitschrift Berliner Republik.

hans-peter.bartels@bundestag.de
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handlungsfähiger als in den gefährlichen
Njet- und Veto-Jahrzehnten. Von Anbe-
ginn unserer neuen verfassungsmäßigen
Ordnung nach Krieg und Nazi-Barbarei
heißt es in Artikel 24 unseres Grundge-
setzes: »Der Bund kann sich zur Wahrung
des Friedens einem System gegenseitiger
kollektiver Sicherheit einordnen; er wird
hierbei in die Beschränkungen seiner Ho-
heitsrechte einwilligen, die eine friedliche
und dauerhafte Ordnung in Europa und
zwischen den Völkern der Welt herbeifüh-
ren und sichern.«

Deshalb konnten uns Krieg und Bür-
gerkrieg auf dem westlichen Balkan nicht
ruhen lassen. Nur Hunderttausende von
Flüchtlingen aufzunehmen (was gesche-
hen ist), war nicht genug. Deutschland hat
mit Friedenstruppen unter UNO-Mandat
und in einem NATO-Kampfeinsatz gegen

Milosevics Rest-Jugoslawien interveniert,
hin- und hergerissen, mühevoll, langwie-
rig, aber im Ganzen gesehen: erfolgreich.
Heute heißt für alle Nachfolgestaaten dort
die Perspektive: Mitgliedschaft in der Eu-
ropäischen Union, auch für Serbien und
das Kosovo. Die Präsenz EU-geführter und
NATO-geführter internationaler Truppen
geht jetzt zu Ende, in Mazedonien ist die
Intervention längst Geschichte; in Bosnien-
Herzegowina läuft sie gerade aus; im Ko-
sovo ist heute nur noch ein Zehntel des
Militärs stationiert als zu Beginn des En-
gagements (damals 68.000 Soldaten); in
zwei, drei Jahren dürfte auch hier die Mis-
sion erfüllt sein.

Vereinte Nationen stärken

Der deutsch-amerikanische Philosoph
Hans Jonas hat in seiner Verantwortungs-
ethik einen Imperativ formuliert, der für
uns handlungsleitend in dieser Zeit gewe-
sen ist: »Du musst, weil Du kannst!« Den
Völkermord Pol Pots am eigenen Volk in
Kambodscha (1975-1979) zu beenden,
war keine UNO und kein Militärbündnis
imstande, es wäre ein Weltbrand gewor-
den; interveniert hat – so ungünstig aus
vielerlei Gründen das auch war – der ein-
zige, der es konnte, der Nachbar Vietnam.
Idi Amins Wahnsinn in Uganda (1971-
1979) stoppte der durch nichts legitimierte
Nachbar Tansania. 1994 in Ruanda griff
niemand ein. In diesem Bürgerkrieg star-
ben 800.000 Tutsi und Hutu, während die
Welt wegschaute.

Deshalb ist es gut,dass heute der UNO-
Sicherheitsrat Beschlüsse fassen kann, die
nicht blockiert, sondern wirksam werden.
In seinem Abschiedsbrief an die Konferenz
der Sozialistischen Internationale 1992 in
Berlin schrieb Willy Brandt: »Wo immer
schweres Leid über die Menschen gebracht
wird,geht es uns alle an.Vergesst nicht:Wer
Unrecht lange geschehen lässt, bahnt dem
nächsten den Weg. Die Vereinten Nationen
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Zukunftsstrategie offen. Der Verteidigungs-
minister besucht die Truppe in Prizren, Ko-
sovo.
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zu stärken, ist uns ein altes und vertrautes
Bestreben. Jetzt, da sich Fortschritt ab-
zeichnet und den UN wenn nicht Macht, so
doch Einfluss zuwächst, lohnt es, eine gro-
ße Anstrengung zu machen. Helfen wir,
den Vereinten Nationen die Mittel zu ge-
ben, derer sie bedürfen, um Einfluss auch
ausüben zu können.«

Für die Regierung Schröder/Fischer
war Artikel 24 in Verbindung mit Willy
Brandts Vermächtnis die verfassungsrecht-
liche und politische Legitimation, um die
Rolle des vereinigten Deutschlands in der
neuen multipolaren Welt neu zu justieren:
Es sollte keine deutschen Sonderwege mehr
geben, sondern einen sicherheitspoliti-
schen Multilateralismus, in den selbstbe-
wusst deutsche Interessen und deutsches
Verantwortungsbewusstsein eingebracht
werden. Dazu passte das Ja zur Beteiligung
an der US-geführten internationalen Inter-
vention in Afghanistan nach den Al-Quai-
da-Anschlägen vom 11. September 2001
wie auch 2002 das rot-grüne Nein zum
Irak-Krieg.

Radikaloperation und
Strategie-Verweigerung

Verstörend wirken vor dem Hintergrund
dieser deutschen post cold war-Geschichte
die überraschend rabiaten Reformankün-
digungen, mit denen der junge Vertei-
digungsminister Karl-Theodor zu Gut-
tenberg in diesem Sommer Schlagzeilen
macht. In einer tatsächlich durchgeplanten
Extremvariante würden die Streitkräfte auf
150.000 Männer und Frauen geschrumpft,
ausschließlich Zeit- und Berufssoldaten, in
einer anderen auf 170.000.

Niemand, auch der Minister nicht, be-
hauptet, die sicherheitspolitische Lage ha-
be sich in den letzten paar Monaten grund-
legend verändert, wie 1990 und noch ein-
mal vielleicht 2001. So ein Wandel kann ra-
pide kommen,kann unvorhergesehen sein,
aber 2010 hat nichts dergleichen statt-

gefunden. 2010 ist vielmehr das Zieljahr
für die vom sozialdemokratischen Vertei-
digungsminister Peter Struck 2003 in Auf-
trag gegebene »Transformation«, für den
Umbau der Bundeswehr auf jetzt genau
252.000 militärische (und 75.000 zivile)
Dienstposten. Die Halbierung ist abge-
schlossen. Und plötzlich droht nun eine er-
neute Radikaloperation.

Statt sicherheitspolitische Argumente
sprechen zu lassen, klagt Guttenberg thea-
tralisch über das »Spardiktat« des Bundes-
kabinetts – und macht sich dann dessen
fiskalische Sichtweise so zu eigen, als sei es
immer schon seine eigene gewesen: »Der
mittelfristig höchste strategische Parame-
ter, quasi als conditio sine qua non, unter
dem die Zukunft der Bundeswehr gestaltet
werden muss, ist das globalökonomisch ge-
botene und im Verfassungsrang verankerte
Staatsziel der Haushaltskonsolidierung, al-
so die ›Schuldenbremse‹«. So der Minister
bei einer Kommandeurstagung der Streit-
kräftebasis in der Führungsakademie in
Hamburg. Das ist keine neue Strategie,
sondern Strategie-Verweigerung! 

Nun verfolgt Guttenberg, der nach
Umfragen beliebteste Politiker Deutsch-
lands, zweifellos noch höhere Ziele als die
Reform der Bundeswehr. Seit Monaten wird
der adlige Polit-»Außenseiter« als Ersatz-
kanzler des bürgerlichen Lagers gehandelt.
Nichts geht dem 39-jährigen Shootingstar,
der erst 2008 CSU-Generalsekretär wurde,
100 Tage später Bundeswirtschaftsminis-
ter, weitere sieben Monate danach Inhaber
der Befehls- und Kommandogewalt, über
seine Popularität. Eine eigens neu einge-
richtete Organisationseinheit für »strategi-
sche Kommunikation« wacht im Minis-
terium über den richtigen spin in allen Ge-
schichten,die über diesen Hoffnungsträger
erzählt werden können.

Spin-mäßig ist Sparen beim Militär ein
gutes Thema. Die Reduzierungswellen der
Vergangenheit sind in der Öffentlichkeit
längst vergessen. Kommunikativ lässt es
sich leicht so einrichten, als finge das Spa-
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ren bei der Bundeswehr jetzt erst – end-
lich! – richtig an. Und auch die unpopulä-
re Rüstungsindustrie als Buhmann aufzu-
bauen, ist zwar für einen CSU-Minister
aus Bayern durchaus ungewöhnlich, aber
wahlstrategisch gesehen kein Problem:
Wie viele Divisionen hat EADS?

Dabei wäre es leicht, parteiübergrei-
fend Konsens darüber herzustellen, dass
die Bundeswehr auch nach abgeschlosse-
ner »Transformation« noch Reformbedarf
hat. Erfahrungen mit den neuen Binnen-
strukturen und aus den Auslandeinsätzen
legen ein intelligentes Nachsteuern nahe.
Das beträfe die Beseitigung der Stabslas-
tigkeit über die ganze Struktur der Streit-
kräfte hinweg, den Übergang zu einem
freiwilligen Wehrdienst, den Abschied von
der teuren nuklearen Teilhabe, weniger
Fernmeldebataillone, aber mehr Infante-
rieverbände und anderes mehr. Am Ende
könnte eine etwas verkleinerte Bundes-
wehr stehen, in ihrem Umfang abgestimmt
auf die Größe der vergleichbaren Verbün-
deten in Europa: Frankreich, Großbri-
tannien, Italien.

Mitte Europas ist kein Vakuum

Deutschland ist mit Abstand die größte
Volkswirtschaft des Kontinents, die zweit-
größte in der NATO, die drittgrößte welt-
weit. Dieses Land mit 80 Millionen Ein-
wohnern in der Mitte Europas, umgeben
ausschließlich von befreundeten und ver-
bündeten Nationen, ist in der glücklichen
Lage,heute über Landesverteidigung kaum
noch nachdenken zu müssen. Aber wenn
Solidarität keine Einbahnstraße gewesen
sein soll,dann geht heute die Sicherheit un-
serer Bündnispartner uns an, so wie andere
Alliierte vier Jahrzehnte lang unsere Ver-
teidigungslasten mit uns geteilt haben.
Nicht alle Partner in der EU und in der
NATO grenzen an so ausgesprochen nette
Nachbarn wie wir. Das Sicherheitsbedürf-
nis im östlichen Teil Europas, ja selbst in

Norwegen ist durch Lage und Geschichte
ein bisschen anders als gegenwärtig das
deutsche. Die Mitte Europas ist kein Va-
kuum und darf kein Vakuum werden. Weil
sie keins war, existiert die Stabilität, die wir
im Augenblick für selbstverständlich hal-
ten. Die einseitige signifikante Reduzie-
rung des deutschen Anteils am längst klei-
ner gewordenen europäischen Streitkräf-
tedispositiv in NATO und EU hieße am
Ende, dass es für alle harten Fragen der
Sicherheit nur eine Adresse gibt: die USA.
Das könnte im Interesse Amerikas, ganz
gewiss aber nicht im Interesse Europas und
Deutschlands liegen.

Unser Engagement in Afghanistan war,
anders als das auf dem Balkan, in erster
Linie der Solidarität mit den 2001 angegrif-
fenen USA geschuldet. Die führende Rolle
Amerikas und des amerikanischen Mili-
tärs (100.000 US-Soldaten zu 5.000 deut-
schen) steht völlig außer Zweifel, auch
wenn manche Diskussionen hierzulande
manchmal so klingen, als würde die Zu-
kunft des Mittleren Ostens exklusiv im
Deutschen Bundestag entschieden. Des-
halb wäre es nicht richtig, die künftige Ge-
stalt der Bundeswehr vor allem am belas-
tenden, lang andauernden (aber irgend-
wann zu Ende gehenden) US-NATO-Ein-
satz in Afghanistan auszurichten. Die Si-
cherheit des Bündnisses in Europa muss
Kern der Legitimation deutscher Streit-
kräfte überhaupt sein. Die neuen out-of-
area-Einsätze kommen hinzu, aber sie er-
setzen nicht den alten Daseinszweck der
Bundeswehr.

Dabei ist die Umfangsfrage – nach
500.000 und 250.000 nun bald gerade noch
150.000 oder 170.000 Bundeswehrsolda-
ten? – nicht banal. Wo boots on the ground
fehlen, bleiben nur die Auswege in techni-
sche Systeme (z.B. Kampfdrohnen) mit all
ihren Sachzwängen, in den Wunderglau-
ben an geheime Spezialoperationen und in
Aufträge für private Sicherheitsfirmen, wie
von den USA recht exzessiv praktiziert.
Wollen wir das?
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